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1. 

Rechtsunterricht und Gliederung des Lehrstoffes erfolgten an den mittelalterlichen 

und frühneuzeitlichen Universitäten nach den beiden beherrschenden Rechtsquel­

len: nach dem Corpus iuris civilis und dem Corpus iuris canonici sowie ihren ver­

schiedenen Teilen. So entstanden vier oder fünf Grundprofessuren, die, von der kir­

chenrechtlichen angefangen bis herunter zur lnstitutionenprofessur, in einer festen 

Rangordnung zueinander standen. Mit dem Aufstieg in die unterste der ordentlichen 

juristischen Professuren erlangten die jeweiligen Inhaber an allen Universitäten die 

vollen Fakultätsrechte, denen allerdings in der Regel ein nicht geringes Maß an 

Pflichten gegenüberstand. Sie ginge,1 meist weit über die eigentlichen Universitäts­

aufgaben in Lehre und Forschung sowie in der Leitung der Universität oder einzelner 

ihrer Bereiche hinaus. So hatten sich die Professoren grundsätzlich für wichtige Auf­

gaben in der juristischen Praxis bereitzuhalten, wobei die zum Teil sehr erhebliche 

Außenwirksamkeit durchaus unterschiedliche Aufgaben umfaßte. Zu den allgemei­

nen Obliegenheiten, die an allen Juristenfakultäten in gleicher Weise und in etwa 

gleichem Umfang erfüllt werden mußten, gehörte die Konsiliartätigkeit der Fakul­

tätsmitglieder, wobei unter consilia oder Konsilien wissenschaftliche Rechtsgutach­

ten einzelner juristischer Autoritäten oder von juristischen Gremien, wie Rechtsfa­

kultäten als Spruchkollegium für eine Prozeßpartei oder eine Gerichtsbehörde ver­

standen wurden. 11 Davon sind in Deutschland die zusätzlichen Verpflichtungen ein­

zelner Professoren oder des gesamten Kollegiums im Dienste des jeweiligen Landes­

herrn zu unterscheiden. Beide Arbeitsbereiche überschnitten sich anfänglich, bis ih­

nen seit Anfang des 16.Jahrhunderts ein fester Platz in der Ge�ichtsverfassung der 

Landesherrschaften zugewiesen wurde. Ausgelöst wurde diese Entwicklung einer­

seits durch notwendig gewordene Veränderungen im Rechtsleben, welche in 

Deutschland zur Rezeption der fremden Rechte führten, und andererseits durch die 

Zentralisationsbestrebungen der erstarkenden deutschen Territorialstaaten. 

11. 

Die Gutachtertätigkeit rechtskundiger Priester oder Laien kann bis in die Anfänge des 

römischen Staatswesens zurückverfolgt werden. Als später Kaiser Augustus ver­

dienstvollen Juristen seiner Zeit das ius respondendi ex auctoritate principis verlieh, 
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leitete er schon eine Neuordnung dieser alten Institution ein, wobei durchaus zwei­
felhaft ist, ob er mit dieser Maßnahme die Respondiertätigkeit einzelner Juristen be­
sonders auszeichnen oder sie generell von der kaiserlichen Erlaubnis abhängig ma­
chen wollte. Es ist sogar beides möglich, da die auctoritas dahingehend umgedeutet 
wurde, daß die Gutachten dieser Respondierjuristen für den Richter im Einzelfall und 
später generell verbindlich sein sollten. Soviel ist somit sicher: die Gutachtertätigkeit 
hat die Rechtspraxis nachhaltig beeinflußt. Responsensammlungen wurden sogar 
zu einer sehr angesehenen Literaturform, die augenscheinlich zur juristischen Bil­
dung beitrug. In der zweiten Hälfte des 3. Jh. u. Z. wurde das Respondierrecht einzel­
ner Juristen zwar durch die der kaiserlichen Kanzlei abgelöst, aber noch Kaiser Justi­
nian veranlaßte drei Jahrhunderte später, daß seinem geplanten Gesetzeswerk die 
Schriften der mit dem ius respondendi ex auctoritate principis ausgezeichneten Juri­
sten zugrundegelegt werden sollten,2l was bestätigt, daß diese Responsen inzwi­
schen echte Gesetzeskraft erlangt hatten. 3 l 
Seit dem 13. Jh. knüpften die oberitalienischen Rechtsgelehrten an diese traditions­
reiche Einrichtung an, und bald stiegen auch hier die Gutachten, jetzt consilia ge­
nannt, wegen ihrer wissenschaftlichen Qualität und wegen ihrer Bedeutung für die 
Praxis zu einer äußerst wichtigen Literaturform auf.4 l Das sieht auf den ersten Blick 
wie eine ununterbrochene Weiterführung der römischen Gutachtertätigkeit aus; 
doch dazwischen liegt eine politische und rechtliche Entwicklung, die zunächst ganz 
anders verlief. Erst nach einem komplizierten, schwer erfaßbaren Prozeß, der aller­
dings stets einige Momente enthält, die ganz allgemein einer Wiedererweckung des 
römischen Rechts günstig waren, tauchte das Rechtsgutachten als wichtiges Hilfs­
mittel für die Praxis wieder auf. 
Die Herrschaft der Ostgoten, Langobarden, Franken, Sarazenen und Normannen, die 
Einflüsse von Byzanz und vom Kirchenstaat, der Kampf um die Vormachtstellung 
zwischen Papsttum und Kaisertum sowie der Aufstieg der oberitalienischen Seehan­
dels-, Binnenhandels- und Gewerbezentren zu einflußreichen Stadtrepubliken präg­
ten nach dem Untergang des Weströmischen Reiches im Jahre 476für Jahrhunderte 
das politische Gesicht Italiens. Zur Ausübung ihrer Herrschaft entwickelten diese po­
litischen Gewalten jeweils ihre verfassungsmäßigen und rechtlichen Ordnungen, 
denen gemeinsam war, daß sie zwangsläufig mit den staatlichen Einrichtungen und 
dem Recht der einheimischen Bevölkerung in Berührung kommen mußten oder so­
gar von ihm beeinflußt wurden. 
Ostgoten, Langobarden, Franken, Sarazenen und Normannen kamen als Eroberer 
nach Italien. Während die Ostgoten scharf zwischen Goten und Römern schieden, 
aber für die Römer die römische Zivilverwaltung bestehen ließen, entrechteten die 
Langobarden zunächst die römische Bevölkerung und beseitigten ihre Staats- und 
Rechtseinrichtungen. Später, insbesondere nach der Bekehrung der Langobarden 
zum Katholizismus nahmen sie gegenüber den Römern eine maßvollere Haltung ein. 
Sie beließen ihnen ihr Recht, ja sie griffen auf römische Einrichtung der Verfassung 
und Verwaltung zurück5l, was hier wie bei allen anderen germanischen Nachfolge­
staaten auf römischem Boden zumeist nur über die Aneignung der lateinischen 
Sprache geschehen konnte. Nach der Eroberung durch die Franken wird das Re-
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gnum Langobardorum Oberitaliens als eigenes Reich weitergeführt, während das 
langobardische Herzogtum Benevent politisch selbständig blieb und die langobardi­
sche Tradition der Rechtsfortbildung weiterführte. 
Das den Langobarden nachgesagte tiefe Rechtsverständnis und ihre hohe Gesetzes­
kunst zeugen von einer intensiven Beschäftigung mit dem Recht, die wiederum eine 
zielgerichtete Rechtsunterweisung voraussetzt. Sie war schon früh verknüpft mit der 
Königspfalz Pavia, an der sich vermutlich in spätlangobardischer Zeit eine Rechts­

schule entwickelte, welche bis ins 11.Jh. in hohem Ansehen stand.6l Neben der wis­
senschaftlich-literarischen Weiterbildung du langobardischen Königsgesetzge­
bung erläuterten ihre Rechtslehrer seit dem 11.Jh. auch die karolingisch-ottonischen 
Kapitularien und versuchten, sich mit den Rechtstexten der justinianischen Kompila­
tion vertraut zu machen.7 l Sie haben dieses römische Recht ebenfalls wissenschaft­
lich bearbeitet,8l darüber hinaus aber auch mit dem langobardischen Recht in Zu­
sammenhang gebracht, weil das römische Recht überall in Italien das personale 
Recht für die römische Bevölkerung war. Unter diesem Eindruck und möglicherwei­
se auch fasziniert durch die Stoffülle und gedankliche Durcharbeitung den ihnen zur 
Verfügung stehenden Quellen des Römischen Rechtes, lehrten die Juristen von Pa­
via nun, daß dieses römische Recht das gemeine und subsidiäre, die lex omnium ge­
neralis sei, eine Ansicht, die später in Italien herrschend wurde. 9)

Für die politische Entwicklung Italiens war auch die Restaurationspolitik des oströmi­
schen Kaisers Justinian von Bedeutung. In seinem Bestreben, das Imperium Roma­
num in seinen alten Grenzen wiederherzustellen, führte er seit 535 einen Krieg gegen 
das in Italien inzwischen errichtete Ostgotenreich, das 553 endgültig vernichtet wur­
de. Durch die Sanctio pragmatica pro petitione Vigilii trat 554 10) auch in Italien das
seit 529 entstandene justinianische Gesetzbuch in Kraft, was die Ubersendung ent­
sprechender Handschriften voraussetzt.11) Doch schon vierzehn Jahre später erlagen
die byzantinischen Truppen unter Justinians Nachfolger dem Ansturm der Lango­
barden, so daß die byzantinische Herrschaft nur noch auf Teile Italiens beschränkt 
blieb. Nachdem um die Mitte des 7.Jh. auch noch Ligurien mit Genua an die Lango­
barden fiel, gehörten zum byzantinischen Staatsgebiet immerhin noch lstrien, Vene­
dig, der Exarchat von Ravenna, die Pentapolis, der Dukat von Rom, Kalabrien, Neapel 
und Sizilien. Ein Jahrhundert später gingen weitere Gebiete und unter anderem auch 
Ravenna an das Langobarden reich verloren. Da sich auch die Kirche vom ständigen 
Vordringen der Langobarden bedroht fühlte, kam der Frankenkönig Pippin der Kleine 
auf Bitten des Papstes Stephan II. der Kirche zu Hilfe und nahm den Langobarden die 

Gebiete um Ravenna wieder ab. Er händigte sie aber nicht dem byzantinischen Kai­
ser wieder aus, sondern schenkte sie jetzt dem Papst, wodurch im Jahre 756 aus dem 
Dukat von Rom und dem Exarchat von Ravenna der selbständige Kirchenstaat ent­
stand. In den folgenden Jahrhunderten mußte Byzanz erneute Einbußen seiner ita­
lienischen Gebiete hinnehmen. Zuletzt ging schließlich Süditalien an die Norman­
nenstaaten verloren. 
Bis zu ihrer Eroberung nahmen die byzantinischen Landesteile Italiens an der justi­
nianischen, später an der nachjustinianischen Gesetzgebung teil. 12) Das römische
Recht besaß hier territoriale Geltun�. Nach der Eingliederung in die Nachfolgestaa-
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ten galt römisches Recht nur noch personal für die einheimische Bevölkerung 13l, was 
im Langobardenreich, später auch unter fränkischer Herrschaft dazu führte, daß sich 
der Kreis der dem römischen Recht Unterworfenen ständig vergrößerte. Darin wird 
wohl ein wesentlicher Grund zu suchen sein, daß die Lehrer an der Rechtsschule von 
Pavia, wie schon erwähnt, dem römischen Recht erhöhte Aufmerksamkeit schenk­
ten. Dabei drangen sie beim Vergleich ihres Rechtes mit den römischen Rechtsquel­
len, wozu etwa seit 1050 auch die Digesten zu zählen waren, immer tiefer in die Ge­
dankenwelt der römischen Juristen ein und verbanden viele dieser Vorstellungen 
mit dem eigenen Recht. So wuchsen sie erstmals in Italien wieder in die wissen­
schaftliche Bearbeitung des Rechts hinein, nachdem seit Justinians Zeiten an den by­
zantinischen Rechtsschulen in Italien, wie in Ravenna, Bologna, Pavia und Rom ein 
ständiges Absinken zu verzeichnen war, wenn ihnen überhaupt der Charakter einer 
Rechtsschule zuerkannt werden darf. 14 l Vermutlich waren es inzwischen nur noch 
Elementarschulen, an denen die sieben freien Künste gelehrt und im Rahmen der 
Rhetorik auch das Recht in einfachster Weise mitbehandeltwurde. Andererseits muß 
doch wohl anerkannt werden, daß ihr Wirken die Grundlagen schuf, auf denen auch 
eine Rechtswissenschaft möglich wurde. 
Die christliche Kirche, in spätrömischer Zeit zur Staatskirche emporgestiegen und 
nach den Grundsätzen des römischen Rechts organisiert, wurde zunächst in das by­
zantinische Staatssystem integriert. Das Bündnis des Papsttums mit den Karolingern 
im 8.Jh. bedeutete eine entscheidende Wende „aus der Untertänigkeit und dem 
stets versagenden Schutz von Byzanz zum Abendland" . 15} Der Papst wurde weltli­
cher Herrscher im Dukat von Rom, in der Campagna, in Teilen Tuskiens, in Perugia, in 
der Pentapolis und im Exarchat von Ravenna. Diesen Kirchenstaat gegen einen auf­
sässigen Adel zu halten und nach Möglichkeit gebietsmäßig noch zu erweitern, war 
in den folgenden Jahrhunderten das unablässige Bemühen des Papsttums. Die Päp­
ste schützten ihre Interessensphäre durch Bündnisse mit dem Kaiser oder mit den 
oberitalienischen Städten, bis sie sich stark genug fühlten, al"' Stelle des Kaisers auch 
die weltliche Führung im Universalreich zu übernehmen. 16} 

Das Verhältnis der frühmittelalterlichen Kirche zum römischen Recht bringt der Satz 
,,ecclesia vivit lege Romana" sehr einprägsam, aber doch wohl zu einseitig zum Aus­
druck.17} Darunter wurde zunächst verstanden, daß das römische Recht als das per­
sonale Recht der Kirche, ihrer Kleriker und ihrer Einrichtungen, anerkannt wurde. In 
einem weiteren Sinne bedeutete dieser Satz auch das Fortleben des römischen 
Rechts in der Kirche, was in vollem Umfange nur für allgemeine Prinzipien des Ver­
tragsrechts, für das kirchliche Verfahrensrecht und besonders für das bischöfliche 
Schiedsverfahren gelten kann. Die hoch mittelalterliche Kirche hat ein über das römi­
sche hinausgehendes Recht schaffen müssen: das kanonische. Es ist das Recht der 
päpstlich geleiteten Universalkirche, das sich die Päpste im Zeitalter ihrer Weltgel­
tung schufen, und das sie in der großen Auseinandersetzung mit den Kaisern ein­
setzten, wie sich umgekehrt die Kaiser das römische Staatsrecht zunutze machten, 
um ihre imperiale Politik zu rechtfertigen. 
Ein letzter bedeutender politischer Faktor in der Entwicklung Italiens zwischen dem 5. 
und 11.Jh. waren die städtischen Kommunen in Nord- und Mittelitalien. Wirtschaft-
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lieh am Orienthandel oder als Gewerbezentren erstarkt, erzwangen viele von ihnen 
seit der zweiten Hälfte des 11. Jh. nach hartnäckigen Auseinandersetzungen mit den 
Stadtherren ihre politische Selbständigkeit. Für die sich immer stärker entfaltende 
Warenwirtschaft und für die innerstädtische Ordnung lieferte ihnen das römische 
Recht die notwendigen Bausteine, 18) aber unter den komplizierter werdenden städti­
schen Verhältnissen wurden auch die Grenzen des in der italienischen Rechtspraxis 
angewandten römischen Rechts sichtbar, das die qualitative Höhe der justiniani­
schen Kompilation noch nicht wieder erreicht hatte. 
Das römische Recht war also in Italien mit dem Untergang des Weströmischen Rei­
ches nicht einfach außer Anwendung gekommen. Es galt in erheblichem Umfang in 
der Kirche und in den Nachfolgestaaten dieses Reiches auf italienischem Boden wei­
ter. Wenn auch die justinianische Kompilation offiziell in Italien zur Geltung gelangte, 
fand das römische Recht in der Rechtspraxis nur in vereinfachter Form Anwendung. 
Von einer Rechtswissenschaft konnte unter den gegebenen Verhältnissen keine Re­
de sein, was allerdings eine Rechtsunterweisung an einzelnen „Rechts"schulen 
durchaus nicht ausschließt. Die vielfältige Warenwirtschaft im Mittelmeerraum seit 
dem 10.Jh. sowie der intensive Ausbau der staatlichen und kirchlichen Organisation 
erforderten rechtliche Regelungen, denen das römische Vulgärrecht nicht mehr ent­
sprechen konnte. Eine Weiterentwicklung war notwendig geworden. Die Grundla­
gen konnte das justinianische Gesetzeswerk bieten, das seit Mitte des 11.Jh. in vol­
lem U�fang zur Verfügung �tand. Diesen neuen Bedürfnissen versuchte die Rechts­
schule der Glossatoren in Bologna gerecht zu werden. Ihre Vertreter bauten auf den 
Ergebnissen der Paveser Juristen, insbesondere auf ihrer Erkenntnis auf, daß das rö­
mische Recht als die lex omnium generalis anzusehen sei; sie konzentrierten sich 
aber von vornherein auf das justinianische Recht. In erster Linie Lehrer und Gelehrte, 
erlangten sie bald auch Einfluß auf die Statutargesetzgebung der italienischen Städ­
te.19) Nachdem durch die Arbeit der Kommentatoren der Assimilationsprozeß an die 
mittelalterliche Rechtspraxis allseitig und endgültig vollzogen sowie mit Hilfe der 
Rechtsschulen und Universitäten, an denen sich eine weltliche und kurz darauf eine 
geistlich orientierte Rechtswissenschaft entwickelte, am gelehrten Recht geschulte 
Fachleute herangezogen worden waren, spielten auch'die Rechtsgutachten für die 
Praxis speziell der oberitalienischen Kommunen wieder eine Rolle. Erhebliche Unter­
schiede zur ursprünglich römisch-rechtlichen Regelung machen deutlich, daß hier 
keine einfache Wiederanknüpfung erfolgte, sondern ihre Verwendung einem eige­
nen Bedürfnis entsprang. 20) Die oberitalienische Gutachtertätigkeit wurde zu einem
wichtigen Mittel, die antiken Quellen mit denen der Zeit zu verschmelzen und weite 
Teile der justinianischen Gesetzgebung an die damaligen Lebensverhältnisse anzu­
passen, weil insbesondere die Gutachten der gelehrten Juristen im Gegensatz zu den 
antiken stets eingehende Begründungen enthielten und damit erheblich zur Ausbrei­
tung des ius commune beitrugen.21)

111. 

Im deutschen Bereich sind rechtsgelehrte Gutachten seit dem 13. Jh. nachweisbar. 221 

Das Eindringen dieser Institution wurde zweifellos durch die deutschrechtliche Tra-
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dition der Einholung von Rechtsbelehrungen bei Oberhöfen und Schöffenstühlen 
sehr erleichtert231, aber keineswegs nur deshalb ermöglicht. Da die Gutachten sich in 
der Regel auf gelehrtes Recht stützten, mußte diesem schon vorher ein Einbruch in 
die deutsche Rechtsordnung gelungen sein, und das geschah eigentlich auf indirek­
tem Wege durch Änderungen im kirchlichen Gerichtsverfahren, die wiederum einen 
großen Kreis an sachkundigen Mitarbeitern voraussetzten. 
Die Rechtslehrer der berühmten Rechtsschulen und Universitäten gaben ihr umfang­
reiches Wissen in wenigen Jahrzehnten an Tausende von Studenten weiter, welche 
ihrerseits daran interessiert waren, die gewonnenen Erkenntnisse in der Praxis anzu­
wenden. Die Absolventen wurden zu Juristen, zu Angehörigen einer in den politi­
schen Gemeinwesen bald unentbehrlich werdenden Berufsgruppe. Zunächst waren 
es ausschließlich Kleriker, welche unter den Studenten der Rechtswissenschaft an­
�utreffen waren. 24) Meist von kirchlichen Einrichtungen zum Studium entsandt, fan­
den gerade sie nach ihrer Rückkehr ein weites Betätigungsfeld in der straff organi­
sierten und weitverzweigten Kirchenverwaltung und nur wenig später in der kirchli­
chen Gerichtsbarkeit vor, als diese seit dem 13.Jh. entscheidend umgestaltet wur­
de. 
Während bisher der Bischof, umgeben von seiner curia, alle wichtigen Verwaltungs­
und Rechtsprechungsakte vornahm, änderte sich nunmehr unter dem Einfluß des 
kanonischen Rechts die Zusammensetzung der bischöflichen Kurie, des bischöfli­
chen Hofgerichts, aber gleichzeitig auch das Verfahren an den kirchlichen Gerichten. 
Gelehrte Kleriker wurden jetzt vom Bischof nach dem Vorbild der päpstlichen Kurie 
als iudices delegati für einzelne Prozesse eingesetzt. Später wurde die Gerichtsorga­
nisation sogar ganz vom Bischofsamt gelöst. Der bischöfliche Offizial, der gelehrte 
Einzelrichter, übte seither an Bischofs Statt die Gerichtsbarkeit aus. 251 Er verfuhr und 
entschied nach gelehrten Rechten auf der Grundlage des inzwischen in Italien nach 
römischen Vorbildern entwickelten kanonischen Prozesses,26) der anfangs noch sehr 
kompliziert und schwerfällig war, aber ab 1306 doch entsr;heidend vereinfacht wurde 
und seither die juristische Praxis beherrschte. 
Gelehrtes Recht fand schließlich über die damals schon sehr umfangreiche Schieds­
gerichtsbarkeit Eingang in die Rechtspraxis. Auch diese besondere Verfahrensart 
war zunächst eine Einrichtung der Kirche, um Streitigkeiten unter kirchlichen Partei­
en, später zwischen geistlichen und weltlichen Kontrahenten zu schlichten oder zu 
entscheiden. Es wurde schließlich üblith, Streitigkeiten zwischen Laien ebenfalls mit 
Hilfe von Schiedsgerichten beizulegen. In Schiedssachen wurde nicht selten auf 
schriftliche Gutachten von ausgebildeten Juristen zurückgegriffen, wie überhaupt zu 
den Merkmalen des italienisch-kanonischen Prozesses von Anfang an viel Schrift­
lichkeit gehörte, die bald das gesamte Verfahren beherrschte und die seit alters her 
gewohnte Öffentlichkeit des Verfahrens zurückdrängte. 27)

Die hier aufgezeigte Entwicklung kann mit zeitlicher Verschiebung auch in Deutsch­
land verfolgt werden. Im 13. Jh. setzte hier ebenfalls die Reorganisation der kirchli­
chen Gerichtsbarkeit ein, und am Anfang des 14.Jh. kann in den deutschen Diözesen 
das Offizialat nach französischem Muster als eingeführt gelten. Hier wie dort wandte 
der Offizial das römisch-kanonische Prozeßrecht an und legte seinen Entscheidun-
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gen das kanonische und subsidiär das römische Recht zugrunde. Die für die neue Ge­

richtsbarkeit benötigten Fachkräfte erfuhren die erforderliche Ausbildung an den ita­

lienischen und französischen Universitäten. Sie gehörten somit zu der erheblichen 

Zahl von ausländischen Studenten, die dort seit dem 12.Jh. anzutreffen waren, bis 

die deutschen Universitätsgründungen in der zweiten Hälfte des 14.Jh. und danach 
eigene Ausbildungsmöglichkeiten schufen. Die Mehrzahl der Studenten, auch der 

Jura-Studenten, waren immer noch Kleriker, die zum Teil mit Hilfe kirchlicher Pfrün­

den studierten.28) Erst im Verlaufe des 15. Jh. trat hier ein entscheidender Wandel ein.

Die Zahl der Laien nahm zu und überwog bald die der Kleriker, zumal sich den Juri­
sten seit Ende des 13.Jh. auch im weltlichen Bereich, speziell im Dienste der Städte 

und Territorien Berufsmöglichkeiten eröffnet hatten. Sie ergaben sich zwangsläufig 

aus den staatsrechtlichen Verhältnissen des mittelalterlichen deutschen Reiches und 

aus den wirtschaftlichen und politischen Machtverhältnissen der Kirche. Die juristi­

sche Argumentation in den Verhandlungen vor kirchlichen Gerichten, deren Zustän­

digkeit weit in den weltlichen Bereich hineinragte,29) und vor den häufig angerufenen

Schiedsgerichten zwang Fürsten und Städte auf sachkundige juristisch-pol:tische 

Berater und Verhandlungsführer sowie auf Rechtsgutachter zurückzugreifen. 

Schiedsverfahren und gelehrte Gutachtertätigkeit waren in Deutschland zwar nicht 

von Anfang an, aber doch sehr bald eng verbunden. Das erste Gutachten, das in ei­

nem Schiedsverfahren angefordert wurde, stammt aus dem Jahre 1252.30) Seit die­

ser Zeit wird es häufiger, daß Schiedsrichter bei schwierigen Entscheidungen nicht 

einfach nur Rechtskundige, sondern ausgebildete Rechtsgelehrte zurate zogen. Als 

Gutachter wurden einheimische Kleriker, nicht selten aber auch Ausländer, italieni­

sche oder französische Legisten, herangezogen. Nachdem schließlich die deutschen 

Universitäten ihre Tätigkeit aufgenommen hatten, wurden von deren Rechtsgelehr­

ten oder Juristenfakultäten ebenfalls Gutachten angefordert, die somit erheblich da­

zu beitrugen, das fremde materielle Recht in den deutschen Rechtsbereich hineinzu­

tragen. Wie sehr die Konsilien die Praxis zu beherrschen begannen, und wie sehr sie 

andererseits wieder auf die Lehre zurückwirkten, zeigen die Sammlungen ausge­

wählter Konsilien nun auch der deutschen Juristen. 

Die erste deutsche Sammlung enthält die Konsilien des berühmten Freiburger 

Rechtslehrers Zasius. Sie erschien in den Jahren 1538 und 1539. Schon die zeitlich 

nächsten zeugen von der umfangreichen Gutachtertätigkeit der beiden namhaften 

Juristen aus den Anfängen der Universität Wittenberg, von Henning Göde (um 1450-

1521 ), zu Lebzeiten als „monarcha iuris" gepriesen, und von Hieronymus Schürpf 

(1481-1554). Auf Veranlassung des sächsischen Kurfürsten Johann Friedrich veröf­

fentlichte der Wittenberger Rechtslehrer Melchior Kling 20 Jahre nach Gödes Tod 

109 „Consilia", die allerdings nicht alle von Göde verfaßt waren.31) Der erste Jurist,

der seine Konsilien selber veröffentlichte, war Hieronymus Schürpf, einer der gefrag­

testen Gutachter seiner Zeit, der unter dem Titel „Centuriae" jeweils 1545, 1551 und 

1553 eine „Hundertschaft" seiner Gutachten herausgab.321 In der zweiten Hälfte des 

16.Jh. tat sich ferner der Wittenberger Ordinarius Matthias Wesenbeck als Gutachter

hervor. Seine erstmals 1576 veröffentlichten Gutachten nehmen ebenfalls einen

wichtigen Platz in der deutschen Konsilien-Literatur ein.
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Wie bei den Kollegen der anderen deutschen Universitäten kamen die Anfragen um 
Gutachten von den verschiedensten Seiten. Privatpersonen, städtische oder territo­
riale Behörden, doch auch schon Gerichte, darunter nach Zasius' Zeugnis sogar das 
Kammergericht33I, waren an Gutachten einzelner Rechtsgelehrter interessiert, wobei 
für Rechtsstreitigkeiten von Bedeutung nicht selten mehrere Gutachter bemüht wu r­
den. Eine größere Verbindlichkeit wurden im deutschen Bereich allerdings den Kol­
lektivgutachten der Juristenfakultäten zugesprochen. Schon kurz nach Gründung 
der deutschen Universitäten traten sie, wenn zunächst auch noch sehr vereinzelt, in 
Erscheinung,34l wurden dann seit dem 16. Jh. zur Regel. Vereinbarungen zwischen
einzelnen Universitäten sicherten das gemeinsame Vorgehen der Juristenfakultä­
ten.35l Als die Constitutio Criminalis Carolina von 1532 im Art. 219 die Gerichte an­
wies, ,,wo ihnen Zweifel zufiele, bei den nächsten hohen Schulen, Städten, Kommu­
nen oder anderen Rechtsverständigen" Rat zu holen, waren die Juristenfakultäten 
offiziell mit der Spruchtätigkeit in Strafsachen betraut, und sie traten mit den alten 
Oberhöfen und Schöffenstühlen in Konkurrenz, die allerdings nicht besonders ins 
Gewicht fiel, weil die Mitglieder dieser Einrichtungen ausschließlich des einheimi­
schen und nicht des gelehrten Rechts kundig waren. Wenn schon in der Vorrede der 
CCC bemängelt wurde, daß „im Römischen Reich altem Brauch und Herkommen ge­
mäß die meisten peinlichen Gerichte mit Personen besetzt werden, die der kaiserli­
chen Rechte nicht gelehrt sind, auch keine Erfahrung und Übung darin haben, und 
daß daraus an vielen Orten oftmals wider Recht und gute Vernunft gehandelt 
wird"361, konnten Oberhöfe und Schöffenstühle in bisher üblicher Besetzung nur
noch in seltenen Fällen rechtsverständigen Rat geben. Darin lag eine der Ursachen, 
daß die alten Einrichtungen zur Rechtsbelehrung im Verlaufe des 16. und 17.Jh. ver­
schwanden.371 Der reichsrechtlichen Anweisung, in Strafsachen Rechtsbelehrung 
bei den Fakultäten einzuholen, folgten entsprechende Regelungen in Territorien und 
Städten. Es wurde zur feststehenden Gewohnheit, daß die Ratsuchenden ihre Akten 
an die belehrenden Einrichtungen übersandten. Diese Aktenversendung setzte sich 
in der Praxis schnell durch. Seit dem Reichsabschied von 1570, dem Reichsdeputa­
tionsabschied von 1600, der Reichskammergerichtsordnung von 1613 und dem jüng­
sten Reichsabschied von 1654 wurde die Aktenversendung auch auf Zivi!-, Lehn- und 
Staatsrechtsfälle ausgedehnt.38l Es zeichnete sich ferner ab, daß bei den Sprüchen
der Fakultäten die Urteilsform das bisher übliche Gutachten ganz entscheidend in 
den Hintergrund drängte. Das älteste bisher bekanntgewordene Fakultätsurteil wur­
de 1532 von der Wittenberger Juristenfakultät für den Rat der Stadt Goslar abge­
faßt. 39l 

In den ersten Jahrzehnten ihres Bestehens hatte sich die Juristenfakultät an der Uni­
versität Wittenberg schon voll in die Konsiliartätigkeit der deutschen Universitäten 
eingeschaltet. Henning Göde und Hieronymus Schürpf genossen als Rechtsgutach­
ter einen guten Ruf. Beide berieten Luther in entscheidenden juristischen Fragen der 
reformatorischen Bewegung: Göde bei der Veröffentlichung der Bannbulle durch 
Eck und Schürpf als juristischer Beistand Luthers auf dem Reichstag zu Worms.401 

Göde stand ferner dem sächsischen Kurfürsten in politisch wichtigen Fragen des 
Staatsrechts zur Verfügung. Im Zusammenhang mit der Wahl Karls V. erstattete er 
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ein langes Gutachten über Wahl und Krönung eines römischen Königs, das er später 
.seinen Studenten in Wittenberg vorgetragen haben sollte, was ihm fälschlicherwei­
se den Ruhm einbrachte, der erste Dozent des Staatsrechts in Deutschland gewesen 
zu sein.41) Überhaupt ist erkennbar, daß die sächsischen Kurfürsten die Gutachtertä­
tigkeit ihrer Rechtsgelehrten den eigenen Interessen nutzbar zu machen wußten und 
sie zielstrebig in die territorialstaatlichen Aufgaben einbauten, wie schon andeu­
tungsweise aus den Statuten der Wittenberger Juristenfakultät von 150842) hervor­
geht. Zwei Jahrzehnte später scheint die Verordnung vom 25. Juli 152943) eine regio­
nale Regelung der Rechtsbelehrung einzuleiten, und die Fundation vom 5. Mai 1536 
bringt unmißverständlich zum Ausdruck, daß der Kurfürst auf strikte Einhaltung der 
Lehrverpflichtung drängte, ,, ausgenommen wan wir und unsere erben imants aus 
gemelten Faculteten zu uns erforderten oder in unsern sachen und gescheften ge­
brauchen ... "44 l Dieses bewußte Einbinden der Universitätskapazitäten in die Territo­
rialbelange war in dieser Konsequenz nicht bei allen Landesherrschaften zu beob­
achten, zu deren Machtbereich Universitäten gehörten. Diese Tatsache wird auch ih­
re Einstellung zur Rechtsbelehrung erheblich beeinflußt haben, zumal die Konsiliar­
und Spruchtätigkeit einzelner Gelehrter oder der Juristenfakultäten auch auf erhebli­
che Kritik stieß. Immerhin standen ihr durchaus beachtliche Argumente entgegen, 
von denen die mangelnde Kenntnis des lokalen Rechts, die mögliche Begünstigung 
der zahlungskräftigeren Partei, das Fernhalten der Gerichte von juristischen Denk­
vorgängen sowie die Gefahr der Prozeßverschleppung außerordentlich gravierend 
waren.45) Vorwürfe dieser Art waren noch bis zum Ende des 16.Jh. erhoben worden,
wobei nicht zu übersehen ist, daß Rechtsbelehrungen jeder Art in vielen Territorien 
dann ganz besonders als Fremdkörper empfunden wurden, wenn man auf Gutach­
ter- oder Spruchtätigkeit von außerhalb angewiesen war. Das weitere Argument, 
daß der Lehrbetrieb an den Universitäten durch den erhöhten Einsatz der Lehrkräfte 
als Gutachter gefährdet sei, ist weniger schlüssig, weil einerseits die gewonnenen 
Erkenntnisse in die Lehre zurückwirkten, andererseits der Lehrbetrieb nur bei Abwe­
senheit des Dozenten gestört war. Diese hing aber kaum von der Gutachtertätigkeit, 
sondern von anderen staatlichen Aufgaben ab. 
Auch Kursachsen stand vor diesen Problemen, löste sie aber, wie schon angedeutet, 
in der Weise, daß die gelehrten Juristen vielerorts in die kursächsische Gerichtsver­
fassung eingebaut wurden. Am Anfang stand ein Mandat vom November 1432, in 
denen die fürstlichen Brüder, Kurfürst Friedrich der Sanftmütige und Herzog Sigis­
mund, bestimmten, ,,daß alle ihre Unterthanen forthin, so oft sie Rechtsbelehrun­
gen, Urteil und Sententien bedürftig, dieselben von den Doctoren, verständigen und 
ehrbaren Bürgern zu Leipzig oder anderen Verständigen in ihren landen und nicht 
mehr zu Magdeburg holen sollten ... " 461 Rechtsbelehrung von Einrichtungen anderer
Territorien, hier des Erzstifts Magdeburg, waren nicht mehr erwünscht. Sie wurden 
als Eingriffe in territorialstaatliche Belange der sächsischen Territorien angesehen, 
die ihre Eigenständigkeit mit dem Ausbau einer zentralisierten Gerichts- und Verwal­
tungsorganisation herausstellten. Daß dieser Maßnahme nicht sofort praktischer Er­
folg beschieden war und der Rechtszug nach Magdeburg im 15. Jh. fortbestand, be­
weist ein kurfürstliches Reskript aus dem Jahre 1529, das die „gelehrten Räthe" zu 
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Wittenberg, d. h. die Mitglieder der Juristenfakultät, anwies, in peinlichen und ande­
ren Sachen Urteile abzufassen, damit sich die Amtleute nicht nach Magdeburg oder 
Leipzig wenden müßten.47l

IV. 
Im 15. Jh. entwickelte sich Sachsen zu einem kraftvollen Territorium, das im 16. Jh. 
den habsburgischen landen nur um wenig nachstand. Die sächsischen Kurfürsten 
waren erfolgreich bemüht, im Innern eine feste Ordnung und straffe Verwaltung zu 
errichten, was im laufe der Zeit zu einem systematischen Ausbau von Regierungs­
und Verwaltungsorganen führte. Ursprünglich übte der Landesherr als Träger der 
obersten Regierungsgewalt und als Inhaber der Gerichtshoheit, beraten von seinem 
Hofrat, die entscheidenden staatlichen Befugnisse persönlich aus. So war auch das 
Mitte des 13.Jh. geschaffene sächsische Hofgericht an die Person des Kurfürsten ge­
bunden und trat mit wechselnder Besetzung zusammen.48 l Mit der Einrichtung des 
Oberhofgerichts in Leipzig im Jahre 1483 trat eine wichtige Änderung ein. Der Fürst 
delegierte seine Gerichtsbefugnis an diese Behörde, deren auf Dauer ernannte Mit­
glieder zu festen Hofgerichtsterminen anfangs wechselnd in Leipzig oder in Alten­
burg, später nur noch in Leipzig zusammentraten und entschieden. Fürst und Hofrat 
wurden allerdings noch lange Zeit nach 1483 in Rechtssachen wirksam. Für die Ober­
hofgerichtsentscheidungen galt der Hofrat als Appellationsinstanz, was durchaus 
auch zu Komplikationen führte, wie ein Oberhofgerichtsprozeß und ein entsprechen­
der Appell an den Kurfürsten aus dem Jahre 1494 beweisen. Das Oberhofgericht 
fühlte sich durch die Appellation gekränkt, und es machte darauf aufmerksam, daß 
die kurfürstlichen Räte, welche die Appellationserkenntnis verfaßt hatten, durch kei­
nen Richtereid an die Anwendung eines bestimmten Rechts gebunden waren, wäh­
rend ein Eid die Mitglieder des Oberhofgerichts verpflichtete, das Landesrecht zu er­
halten und anzuwenden.49) In diesem Zusammenhang ist wichtig, daß die kurfürstli­
chen Räte zumindest zum Teil gelehrte Juristen waren, die zu Hofratsentscheidun­
gen herangezogen wurden. 
Als die Universität Wittenberg gegründet wurde, war das Oberhofgericht in Leipzig 
die einzige von Fürst und Hof getrennte Behörde. Das spiegelte sich im Verlaufe des 
ersten Jahrhunderts deutlich in der Berufungspolitik für juristische Lehrkräfte wider. 
Fast alle Inhaber der juristischen Grundprofessuren wurden über ihre Universitäts­
verpflichtungen hinaus mit speziellen territorial-staatlichen Aufgaben betraut. In den 
ersten fünf Jahrzehnten waren die meisten Professoren zugleich kurfürstliche Räte, 
wie der erste Ordinarius Wolfgang Stähelin, Hieronymus Schürpf, Christoph Scheurl 
(1507), Henning Göde (1510), Christian Bayer (1513). Das war kein Ehrentitel. Sie fan­
den tatsächlich beim Fürsten als juristische Ratgeber, in diplomatischen Diensten 
oder wie oben gezeigt, in Appellationssachen des Hofrates Verwendung. In diesem 
Zusammenhang ist eine Eintragung im Dekanatsbuch der Juristischen Fakultät von 
Bedeutung. Danach beschlossen die Fakultätsmitglieder am 15. Oktober 1512 die Hö­
he ihrer Vergütungen für die juristische Tätigkeit ex consistorio principis in Witten­
berg.50l Da zu dieser Zeit in Wittenberg noch kein Konsistorium im Sinne der späteren 
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evangelischen Kirchenbehörde bestanden hatte, muß consistorium wohl in der ur­
sprünglichen Bedeutung von Rat51 l hier also Hofrat, verstanden werden. Die Vertre­
ter des ius civile Schürpf, Scheur (bis Ende 1511 ), Bayer und Gregor Brück waren 
gleichzeitig Assessoren am Oberhofgericht in Leipzig; Brück stieg zum sächsischen 
Kanzler auf, 1533 gefolgt von seinem Fakultätskollegen Kilian Goldstein. Pleicardus 
Sindringer übte die Funktion eines kursächsischen Hofrates aus. Diese Aufgaben, 
welche die Mitglieder der Juristischen Fakultät neben ihren eigentlichen Universi­
tätsverpflichtungen zu übernehmen hatten, entsprachen dem Entwicklungsstand 
der damaligen Behördenorganisation. Als hier ein deutlicher Differenzierungspro­
zeß einsetzte, änderten sich auch diejenigen Aufgaben der Hochschullehrer, welche 
über die Lehr- und Spruchtätigkeit im Rahmen der Juristenfakultät hinausgingen. 
Die zweite selbständige Behörde Kursachsens entstand im Dezember 1529 mit dem 
Hofgericht in Wittenberg. Die zu diesem Zeitpunkt erlassene Hofgerichtsordnung52 l 
erweckt den Eindruck, als ob das Hofgericht eine n,eue Einrichtung sei. Dem stehen 
Hinweise entgegen, aus denen hervorzugehen scheint, als ob in Wittenberg schon 
früher ein Hofgericht seinen Sitz gehabt hätte. Danach wäre erst im Jahre 1505 Bern­
hardt von Dornbach zum Hofrichter in Wittenberg ernannt worden. Auch wäre 1526 
oder 1528 der Professor an der Juristenfakultät Benedict Pauli beauftragt worden, 
das Hofgericht zu Wittenberg auf ein Jahr zu übernehmen, ,, damit dasselbe Hofge­
richt wiederum in Ordnung und Wesen gebracht werde". Der gelehrte Jurist erhielt 
das Hofgerichtssiegel, das er dann 1529 nach der Erneuerung des Hofgerichts an den 
Kreishauptmann von Wittenberg, Hans Metsch, den neuen Hofrichter, abgeben 
mußte. Danach wäre das Hofgericht nur in Unordnung gekommen, hätte aber nie 
aufgehört zu bestehen. 53

l Obwohl nähere Beweise zunächst nicht zur Verfügung ste­
hen, ist eines sicher. Im Jahre 1529 entstand insofern etwas Neues, als das zu diesem 
Zeitpunkt errichtete Hofgericht eine selbständige Behörde war, die an einem festen 
Sitz, zu bestimmten Terminen und mit nicht mehr wechselnden, sondern ständigen 
Mitgliedern ihre Aufgaben versah. Von den 12 Richtern des Hofgerichts sollten acht 
vom Adel und vier gelehrte Richter sein. Anfangs waren von der Juristenfakultät Gre­
gor Brück, Christoph Groß, Benedict Pauli und Johann Apel als Beisitzer des Hofge­
richts tätig. Es ist zu vermuten, daß der unter den Vertretern des Adels genannte 
„Doctor Casper von Wüte leben" ebenfalls ein gelehrter Jurist war. 54 l Es wurde ferner 
festgelegt, daß der Inhaber der untersten Professur Armenanwalt am Hofgericht sein 
sollte. Das Hofgericht hatte viermal jährlich an einem festgesetzten Montag zu tagen. 
In der dazwischen liegenden Zeit hatten die gelehrten Beisitzer auf Anforderung Ur­
teile für fremde Gerichte zu fällen, also für eine Spruchtätigkeit, wie in der Juristenfa­
kultät zur Verfügung zu stehen. Diese Sprüche mußten im Namen der rechtsverstän­
digen Beisitzer des Hofgerichts und der anderen dazu verordneten Doktoren und Li­
zentiaten der Rechte in Wittenberg ergehen. Diese Regelung wurde in der Funda­
tionsurkunde für die Universität vom 5. Mai 153655) im wesentlichen bestätigt. 
Allerdings sollten nunmehr von den vier Legenten des Rechts drei Beisitzer und der 
vierte Armenadvokat des Hofgerichts sein. Alle vier sollten auch nach dieser Bestim­
mung Rechtsbelehrungen in bürgerlichen und peinlichen Sachen erteilen. Im Jahre 
1550 wurde die Hofgerichtsordnung weiter ausgebaut, die für die Fakultätsmitglie-
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der eine Erhöhung der Beisitzerstellen auf fünf mit sich brachte, während die Zahl der 
adligen Beisitzer auf sieben verringert wurde.56l Für die rechtsbelehrende Tätigkeit
zwischen den vier Hofgerichtsterminen, die nur von den Mitgliedern der Wittenber­
ger Juristenfakultät wahrgenommen wurden, erging am 24. August 1588 eine Ord­
nung, in der erstmals zum Ausdruck gebracht wurde, daß hier wie bei anderen Schöf­
fenstühlen Recht gesprochen wird.57l Das bestätigt die häufig vertretene Auffassung,
daß von Anfang an mit dem Hofgericht ein Schöffenstuhl assoziiert war, der wieder­
um die Aufgaben eines kursächsischen Provinzialgerichts zu Wittenberg fortsetz­
te.58l 
Nach der Reformation wurden in den protestantischen Ländern zur Regelung der Kir­
chenangelegenheiten besondere Kirchenbehörden gegründet, welche die wesentli­
chen Aufgaben der bisherigen Bischöfe wahrzunehmen hatten, worunter insbeson­
dere die kirchliche Gerichtsbarkeit und die Kirchenaufsicht verstanden wurde. Die 
Konsistorien waren ebenfalls vom Fürsten eingerichtete Behörden und keine kirchli­
chen Organe, aber es waren Behörden eigener Art, in denen geistliche und weltliche 
Personen mit kirchlichen Aufgaben betraut waren, die in den staatlichen Bereich hin­
einragten59l. In den Konsistorien nahmen die Juristen eine Schlüsselstellung ein, da 
sie zu jener Zeit in hohem Ansehen standen und sie auch gebraucht wurden, um die 
Ordnung wiederherzustellen. Von Anfang an war die Konsistorialverfassung da­
durch gekennzeichnet, daß Juristen eine führende Rolle spielten. Als Justus Jonas 
das Wittenberger„ Bedenken der Consistorien halben" von 1538 verfaßte, unterbrei­
tete er folgenden Vorschlag: ,,Und in einem ltzlichen (Konsistorium) soll ein Com­
missarius sein (wie man den nennen wollt) unnd der selbige must ein wolgeschickter 
man sein. gelertt in Jure, unnd auch in der heiligen schriefft, der selbige soll die Juris­
diction haben, aus befelh an mittel des Landesfürstenn. Derselbige oberste Judex 
oder Ordinarius In einem itzlichen Consistorio, sll haben tzween wolgeschickte Nota­
rien, oder schreiber, Williche alle beyde, oder ye eyner aus lnen auch gelertt sey, das 
die selbigem zu zeitenn, die sachen vor horen, erwegen konnen, an stadt des Com­
missarii ect. " 60 J Das Wittenberger Konsistorium trat zwar 1539 ins Leben, aber zu­
nächst nur als Gericht in Zuchtsachen und in Ehesachen. Ende 1542 entstand ein neu­
er Entwurf, die „Konstitution und Artikel des geistlichen Konsistorii zu Wittenberg", 
der ebenso wie der von 1538 am Widerstand Luthers scheiterte und vom Kurfürsten 
nicht genehmigt wurde. Die endgültige rechtliche Grundlage gab die kursächsische 
Kirchenordnung von 1580 im Sinne des „Bedencken" von Jonas aus dem Jahre 
153861l. Auf diese Unsicherheit waren auch die Schwankungen in der Stellung der
Konsistorien zurückzuführen. Anfangs wurden die Aufgaben der Konsistorien von 
der Theologischen Fakultät ausgeübt. Im Jahre 1542 bestand das Konsistorium aus 
vier Mitgliedern, zwei Theologen und zwei Juristen aus dem Kreis der Wittenberger 
Professoren. 1548 wurde diese neue Behörde der Universität Wittenberg einverleibt, 
in den Jahren 1555, 1560 und 1580 wieder von der Universität eximiert und schließ­
lich 1588 unmittelbar der Landesregierung in Dresden unterstellt. Die Leitung lag bis 
Mitte des 17.Jh. in Händen des Ordinarius der Juristenfakultät, so daß insgesamt 
drei Mitglieder der Fakultät dort tätig wurden. Die Sitzungen fanden mittwochs, spä­
ter mittwochs und freitags in den Räumen des Konsistorium, nach seiner Zerstörung 
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im Jahre 1760 in der Wohnung des Ordinarius der Juristenfakultät statt. An beiden 

Orten tagten auch Fakultät und Schöffenstuhl, während die feierlichen Hofgerichts­

Sitzungen im Schloß abgehalten wurden. 

Mitglieder der Juristenfakultät Wittenberg waren auch als Beisitzer am Landgericht 

für die Niederlausitz in Lübben zu finden. In diese Aufgabe teilten sie sich mit den Kol­

legen der Leipziger Juristenfakultät. Seit Mitte des 16.Jh. setzte eine stärkere Diffe­

renzierung der kursächsischen Zentralverwaltung ein. Aus dem Hofrat entwickelte 

sich die Landesregierung als Zentralbehörde für Justiz-, Polizei- und Lehnssachen, 

woraus sich in einem längeren Prozeß das Appellationsgericht abspaltete22l
. Verein­

zelt waren Professoren der Wittenberger Juristenfakultät als Appellationsgerichtsrä­

te berufen worden. Doch das konnten auf die Dauer nur Ausnahmen bleiben, weil die 

zunehmende Arbeitslast nicht mehr nebenher erledigt werden konnte und die Appel­

lationsräte ihren Sitz am Gerichtsort haben mußten. 

Insgesamt ist demnach festzuhalten, daß die Mitglieder der Wittenberger Juristenfa­

kultät neben ihrer eigentlichen Lehrtätigkeit vori Anfang in erheblichem Umfange als 

Gutachter, als Mitglieder des Spruchkollegiums der Fakultät, als Beisitzer am Hofge­

richt Wittenberg, als Schöffen des Wittenberger Schöffenstuhls, als Leiter und Beisit­

zer des Konsistoriums in Wittenberg sowie als Beisitzer beim Landgericht der Nie­

derlausitz in Lübben beschäftigt waren. Damit hatten sie einen erheblichen Arbeits­

aufwand zu leisten; denn allein schon die Spruchtätigkeit nahm im 17.Jh. einen sol­

chen Umfang an, daß auf die Fakultätsmitglieder gemeinsam täglich 10 Rechtsgut­

achten entfielen.63) Diese Seite ihrer Verpflichtungen müssen eben auch berücksich­

tigt werden, wenn man über Klagen liest, die den Juristen Säumigkeit in der Lehrtä­

tigkeit vorwarfen. 
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